
doch die Immissionen von Stellplätzen hingenommen wer-
den, soweit sie sich als nach dem Bauordnungsrecht notwen-
dig erweisen. Bei den besonderen örtlichen Verhältnissen ist
aber zu berücksichtigen, ob durch die Platzierung von Stell-
plätzen insbesondere im rückwärtigen Grundstücksbereich
ein bisher ruhiger und schutzwürdiger Bereich unzumutbar
betroffen ist.34

4. Wertminderung
Wertminderungen als Folge der Ausnutzung der einem Drit-
ten erteilten Baugenehmigung stellen hingegen für sich ge-
nommen keinen Maßstab dafür dar, ob Beeinträchtigungen
im Sinne des Rücksichtnahmegebotes zumutbar sind oder
nicht. Einen allgemeinen Rechtssatz des Inhalts, dass der
Einzelne einen Anspruch darauf hat, vor jeglicher Wertmin-
derung geschützt zu sein, gibt es nicht.35

E. AUSBLICK
Das Bundesverwaltungsgericht hält auch in seiner aktuellen
Rechtsprechung an der Grundkonzeption des Rücksichtnah-
megebotes mit einer objektiv-rechtlichen und einer subjektiv-
rechtlichen Komponente unverändert fest. Zum Gebot der
Rücksichtnahme bei einer Doppelhaushälfte im unbeplanten
Innenbereich hat es ausdrücklich unterstrichen, dass Dritt-
schutz nur gewährt wird, wenn in qualifizierter und indivi-
dualisierter Weise auf schützwürdige Interessen eines erkenn-
bar abgrenzten Kreises Dritter Rücksicht zu nehmen ist.36 An
dieser Grundkonzeption hat es zur Vermeidung eines uferlo-
sen Drittschutzes trotz der in der Literatur teilweise geäußer-
ten Kritik37 auch zu Recht keine Änderungen vorgenommen.
Es wäre verkürzt, hinsichtlich eines Abwehranspruchs des
Nachbarn allein darauf abzustellen, ob sich das Vorhaben
ihm gegenüber als unzumutbar erweist. Das gilt vor allem
deshalb, weil der Nachbarbegriff keineswegs auf diejenigen
beschränkt ist, die unmittelbar an das Bauvorhaben angren-
zen.38 Insofern bewirkt die subjektiv-rechtliche Komponente
des Rücksichtnahmegebotes eine örtliche Begrenzung des
subjektiv-rechtlichen Anwendungsbereiches. Gerade im Hin-
blick auf Immissionen können hinsichtlich des Raumes, in
dem das objektiv-rechtliche und das subjektiv-rechtliche Ge-

bot der Rücksichtnahme ihre Wirkung entfalten, erhebliche
Unterschiede bestehen.
Auch künftig wird die Anwendung des Rücksichtnahme-

gebotes maßgeblich von den Umständen des Einzelfalls ab-
hängig und damit in ihrem Ergebnis nur schwer vorhersehbar
sein. Probleme bestehen insbesondere bei der Anwendung
des Gebotes im unbeplanten Innenbereich, weil es hier an
klaren Bewertungsmaßstäben fehlt und die verwaltungs-
gerichtliche Rechtsprechung bei der Frage dessen, was dem
Nachbarn noch zugemutet werden kann, selbst dann groß-
zügige Maßstäbe anlegt, wenn der nach § 34 I BauGB ein-
zuhaltende Rahmen durch das Vorhaben überschritten wird.
In der Literatur wird darüber hinaus die Auffassung vertre-
ten, dass die Mängel im Nachbarschutz vor allem aus einer
unzureichenden Ausstattung des generellen Nachbarschutzes
resultieren, der das Rücksichtnahmegebot entlasten könnte
und ihm gestatten würde, sich auf eine „nachsorgende Funk-
tion“ zurückzuziehen.39 Bisher sind aber Tendenzen in der
Rechtsprechung, die generell nachbarschützende Wirkung
insbesondere des § 34 I BauGB behutsam auszuweiten, nicht
erkennbar.
Letztlich bleibt das Gebot der Rücksichtnahme ein Kor-

rektiv, das in Anbetracht der Vielzahl individueller Fallgestal-
tungen nur ein Instrumentarium für eine Strukturierung und
Bewertung der Umstände des Einzelfalls zur Verfügung stel-
len kann. Wie sehr letztlich die Umstände des Einzelfalles bei
der Anwendung dieses Gebotes maßgeblich sind, zeigt auch
der Ausgangsfall. Das Bundesverwaltungsgericht wäre kaum
zu einer Verletzung des Rücksichtnahmegebotes in subjek-
tiv-rechtlicher Hinsicht gekommen, wenn es für den Land-
wirt nicht auch andere wirtschaftlich zumutbare und die
Nachbarn weniger beeinträchtigende Standorte gegeben hät-
te.40

34 UechtritzDVBl. 2016, 90 (95).
35 BVerwGE 101, 364; BVerwG NVwZ-RR 1997, 516.
36 BVerwGE 148, 290.
37 Vgl. insoweitMampelDVBl. 2000, 1830 ff.; Rieger UPR 2015, 241 ff.
38 Schoch JURA 2004, 317 (318).
39 In diesem SinneMampelDVBl. 2000, 1830 (1833).
40 In diesem Sinne bereitsWalther JA 1996, 282 (287).
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& SACHVERHALT
Am 13.2.2015 veranstaltet die Stadt Dresden eine Gedenkveranstaltung auf dem Gelände
des städtischen Heidefriedhofs. Die einschlägige Friedhofssatzung, die Zweckbestimmung
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und Nutzung des Friedhofs regelt, enthält unter anderem die unten abgedruckten Bestim-
mungen. Der von der „Arbeitsgruppe 13. Februar“ organisierte Gedenkgang dient der
Erinnerung an die Opfer des Zweiten Weltkriegs und an die Opfer des Alliierten Bomben-
angriffs auf Dresden am 13.2.1945, die zu einem Großteil in Massengräbern auf dem
Heidefriedhof beerdigt sind. Geplant ist, dass sich der Gedenkzug über die zentrale
Opferschale des Rondells zu einer Gedenkmauer für die Bombenangriffe bewegen soll, um
– symbolisiert durch die Niederlegung von weißen Rosen – ein Zeichen für die Über-
windung von Krieg, Rassismus und Gewalt zu setzen. Die Beteiligung an dem Gedenkzug
steht der gesamten Bevölkerung offen. Es sind Ansprachen und eine musikalische Umrah-
mung vorgesehen.
Entlang des Hauptwegs des Gedenkzugs etwa fünfzig Meter vor der Gedenkmauer erhe-

ben X und Y ein Transparent mit dem Schriftzug: „Es gibt nichts zu trauern – nur zu
verhindern. Nie wieder Volksgemeinschaft – destroy the spirit of Dresden. Den Deutschen
Gedenkzirkus beenden. Antifaschistische Aktion.“ Mit dem Transparent wollen X und Y
bekunden, dass sie mit der Zielrichtung des Gedenkgangs nicht einverstanden sind, und gegen
diesen demonstrativ Position beziehen. Das Transparent ist für den vorbeiziehenden Trauer-
zug wenige Minuten sichtbar, bevor anwesende Beamte der Polizeidirektion Dresden X und
Y nach kurzem Wortwechsel auffordern, das Transparent wieder einzurollen. Unter Protest
fügen sich X und Y dieser Anordnung. Die Gedenkveranstaltung auf dem Heidefriedhof
kann anschließend wie geplant durchgeführt werden.
Am folgenden Tag erheben X und Y schriftlich Klage gegen den Freistaat Sachsen zum

Verwaltungsgericht Dresden. Sie wollen feststellen lassen, dass sie das Transparent nicht
hätten einrollen müssen. Auch im Jahr 2016 wollen sie wieder in entsprechender Weise
auf dem Heidefriedhof präsent sein. Im Prozess wendet der Freistaat ein, die Klage sei
unzulässig, weil kein Widerspruchsverfahren durchgeführt worden sei. Sie sei außerdem
unbegründet, weil X und Y gegen § 6 I der Friedhofssatzung verstoßen hätten. Trauer-
gäste hätten sich dem Transparent zugewandt und von dessen Inhalt Kenntnis genommen.
Eine über Bestattungen oder Totenfeiern hinausgehende Auseinandersetzung mit anste-
henden Problemen habe aber zu unterbleiben. Die Hinterbliebenen und Gedenkenden
hätten ein Recht darauf, dass sie ohne Einwirkung von Dritten auf dem Friedhof trauern
und gedenken könnten. Auseinandersetzungen, gleichgültig in welcher Form, gehörten
nicht auf einen Friedhof. Außerdem werde durch die Aktion von X und Y das Andenken
der Verstorbenen verunglimpft. Schließlich sei die Veranstaltung von X und Y – im
Gegensatz zum Gedenkzug – entgegen § 6 IV Friedhofssatzung weder angemeldet noch
genehmigt.

Aufgabe: Beurteilen Sie in einem Rechtsgutachten die Erfolgsaussichten der Klage. Gehen Sie dabei auf
alle aufgeworfenen Fragen ein.

Hinweis: § 15 II SächsVersG ist nicht anzuwenden.

§ 6 Friedhofssatzung: Verhalten auf dem Friedhof.
(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes und der Achtung der Persönlichkeitsrechte
der Angehörigen und Besucher entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen des Friedhofspersonals
sind zu befolgen.
…
(4) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende Veranstaltungen
bedürfen der Genehmigung durch die Friedhofsverwaltung. Sie sind spätestens 4 Tage vorher anzumel-
den. …

& LÖSUNG
Die Klage von X und Y hat Erfolg, wenn sie zulässig und begründet ist.

A. ZULÄSSIGKEIT
Die Klage ist zulässig, wenn alle Sachentscheidungsvoraussetzungen gegeben sind.

I. Verwaltungsrechtsweg
Damit die Klage vor dem Verwaltungsgericht zulässig ist, muss der Verwaltungsrechtsweg
eröffnet sein. Mangels aufdrängender Sonderzuweisung zur Verwaltungsgerichtsbarkeit ist
die Generalklausel des § 40 I VwGO maßgeblich. Voraussetzung ist nach dieser Bestim-
mung, dass der Rechtsstreit um die an X und Y gerichtete Anordnung der Polizeibeamten,
das im Zusammenhang mit der Gedenkveranstaltung vom 13.2.2015 gezeigte Transparent
einzurollen, eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit nichtverfassungsrechtlicher Art darstellt.

öffentlich-rechtliche
Streitigkeit
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